Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3209 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Anpassung der landwirtschaftlichen Erzeugung 
an die Erfordernisse des Marktes (Marktstrukturgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Erzeugergemeinschaften und Erzeugerbetriebe, 
die Mitglieder einer Erzeugergemeinschaft sind, 
werden nach den Vorschriften dieses Gesetzes ge- 
fördert, wenn die Erzeugergemeinschaft von der 
zuständigen obersten Landesbehörde anerkannt ist. 


§ 2 

(1) Eine Erzeugergemeinschaft im Sinne dieses 
Gesetzes ist der Zusammenschluß landwirtschaft- 
licher Erzeugerbetriebe zu dem Zweck, ihre land- 
wirtschaftliche Erzeugung gemeinsam den Erforder- 
dernissen des Marktes anzupassen. 

(2) Landwirtschaft im Sinne dieses Gesetzes ist 
die Bodenbewirtschaftung und die Viehhaltung zur 
Gewinnung pflanzlicher oder tierischer Erzeugnisse, 
insbesondere der Ackerbau, die Wiesen- und Wei- 
dewirtschaft, der Erwerbsgartenbau und der Wein- 
bau. 

(3) Erzeugerbetriebe im Sinne dieses Gesetzes 
sind Betriebe, die die in Absatz 2 genannten Erzeug- 
nisse erzeugen oder gewinnen. 

§ 3 

(1) Eine Erzeugergemeinschaft kann anerkannt 
werden, wenn sie folgende Voraussetzungen er- 
füllt: 

1. Sie muß eine juristische Person des Pri- 
vatrechts sein. 


2. Ihre Satzung muß Bestimmungen enthal- 
ten über 

a) die Beschränkung der Tätigkeit der 
Erzeugergemeinschaft auf ein landwirt- 
schaftliches Erzeugnis oder eine Gruppe 
verwandter landwirtschaftlicher Er- 
zeugnisse, 

b) die Verpflichtung der Mitglieder, be- 
stimmte Erzeugungsregeln einzuhal- 
ten, die ein nach Qualität und Menge 
marktgerechtes Warenangebot sicher- 
stellen sollen, 

c) die Überwachung der Einhaltung der 
Erzeugungsregeln durch das vertre- 
tungäberechtigte Organ, 

d) die Verhängung von Geldbußen bei 
schuldhaftem Verstoß gegen die Mit- 
gliedschaftspflichten, 

e) die Voraussetzungen für den Erwerb 
und die Beendigung der Mitgliedschaft, 

f) die Organe, ihre Aufgaben und die Art 
der Beschlußfassung, wobei der Be- 
schluß über die Festlegung der Erzeu- 
gungsregeln (Buchstabe b) zu seiner 
Wirksamkeit entweder der Zustim- 
mung von zwei Dritteln der Mitglieder 
mit der Hälfte der Produktionsmenge 

- oder der Hälfte der Mitglieder mit zwei 
Dritteln der Produktionsmenge bedarf, 

g) die finanzielle Beteiligung der Mitglie- 
der an der Aufbringung der zur Erfül- 
lung der gemeinschaftlichen Aufgaben 
erforderlichen Mittel. 

3. Ihr muß eine Mindestzahl von Erzeuger- 
betrieben angehören. 
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4. Sie muß ferner eine Mindestanbaufläche 
oder Mindestproduktionsmenge eines 
landwirtschaftlichen Erzeugnisses oder 
einer Gruppe verwandter Erzeugnisse 
nachweisen. 

5. Sie darf zur Gewährleistung eines wirt- 
schaftlich rationellen räumlichen Zusam- 
menschlusses nur Mitglieder aufnehmen, 
deren Betrieb in dem Gebiet eines oder 
mehrerer aneinandergrenzender Kreise 
liegt. Die zuständige oberste Landes- 
behörde kann im Einzelfall die räumliche 
Höchstausdehnung einer Erzeugergemein- 
schaft festlegen. 

6. Sie darf keinen wirtschaftlichen Geschäfts- 
betrieb auf dem Gebiete des Bezuges, 
des Absatzes, der Be- unld Verarbeitung 
oder der Lagerung von Waren unterhal- 
ten und auf diesen Gebieten keine den 
Wettbewerb beeinflussenden Empfehlun- 
gen geben. 

(2) Bei der Festsetzung der Erzeugungsregeln 
(Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe f) soll sich die Erzeuger- 
gemeinscbaft durch in ihrem Gebiet tätige Abneh- 
merkreise beraten lassen. 

(3) Abweichend von Absatz 1 Nr. 1, Nr. 2 Buch- 
staben c bis g und Nr. 3 können Zusammenschlüsse 
von Erzeugerbetrieben, insbesondere Erzeuger- 
ringe und Anbaugemeinschaften, die bei Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes bereits bestehen, als Erzeuger- 
gemeinschaften anerkannt werden, wenn sie im 
übrigen geeignet sind, die in diesem Gesetz vorge- 
sehenen Aufgaben der Erzeugergemcinschaften zu 
erfüllen. 


§ 4 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten bestimmt unter Berücksichtigung der 
regionalen Verhältnisse nach Anhörung des Zen- 
tralausschusses der deutschen Landwirtschaft und 
der beteiligten Kreise des Handels und der be- und 
verarbeitenden Wirtschaft mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung, 

1. für welche landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
oder Gruppen verwandter landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse Erzeugergemeinschaften nach die- 
sem Gesetz gefördert werden können, 

2. welche landwirtschaftlichen Erzeugnisse zu 
einer Gruppe verwandter landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse gehören (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 Buch- 
stabe a), 

3. wie viele Erzeugefbetriebe einer Erzeugerge- 
meinschaft mindestens angehören müssen (§ 3 
Abs. 1 Nr. 3), 

4. welche Mindestanbaufläche oder Mindestpro- 
duktionsmenge eines landwirtschaftlichen Er- 
zeugnisses oder einer Gruppe verwandter 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse erreicht wer- 
den muß (§ 3 Abs. 1 Nr. 4). 


§ 5 

Für die Entscheidung über die Anerkennung einer 
Erzeugergemeinschaft sowie für die Entscheidung 
gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 5 Satz 2 ist die oberste Lan- 
desbehörde zuständig, in deren Bereich die Erzeu- 
gergemeinschaft ihren Sitz hat. 


§ 6 

(1) Bei den zuständigen obersten Landesbehör- 
den sind in Zusammenarbeit mit den beteiligten 
Wirtschaftskreisen für jedes landwirtschaftliche 
Erzeugnis oder für jede Gruppe verwandter land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse, für die Erzeugerge- 
meinschaften errichtet werden, Beiräte zu bilden, 
welche die Aufgaben haben, 

1. Grundsätze für die Anerkennung von 
Erzeugergemeinschaften zu erarbeiten, 

2. die Entwicklung der Erzeugergemein- 
schaften und die in ihnen geleistete Arbeit 
zu beobachten und zu begutachten. 

(2) Die Beratungsergebnisse der Beiräte sollen 
bei der Anerkennung gemäß § 5 berücksichtigt wer- 
den. 

(3) Die Beiräte setzen sich wie folgt zusammen: 

1 Vertreter der zuständigen obersten Landesbe- 
hörde als Vorsitzender 

7 Vertreter der Landwirtschaft 

3 Vertreter der landwirtschaftlichen Genossen- 
schaften 

3 Vertreter der landwirtschaftliche Erzeugnisse 
be- oder verarbeitenden Wirtschaft, davon 
1 Vertreter des Ernährungshandwerks, soweit 
es sich um Erzeugnisse handelt, die in hand- 
werklichen Betrieben be- oder verarbeitet wer- 
den 

3 Vertreter des Handels mit landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen 

1 Vertreter der Industrie- und Handelskammern 

1 Vertreter der Handwerkskammern 

2 Vertreter der Verbraucher. 

Der Vertreter der obersten Landesbehörde wird von 
der Landesregierung benannt. Die Vertreter der be- 
teiligten Wirtschaftskreise werden von deren be- 
rufsständischen Spitzenorganisationen, die Vertre- 
ter der Verbraucher von den Spitzenverbänden der 
Verbraucherorganisationen vorgeschlagen und von 
der obersten Landesbehörde berufen. 

(4) Die Tätigkeit der Vertreter der beteiligten 
Wirtschaftskreise und der Verbraucher im Beirat ist 
ehrenamtlich. Die Mitglieder des Beirats erhalten 
Reisekostenvergütung (Tagegelder und Übernach- 
tungsgelder sowie Ersatz der Fahrkosten und 
Nebenkosten in Reisekostenstufe I b) nach dem 
Gesetz über Reisekostenvergütung der Beamten 
vom 15. Dezember 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 1067) 
und den Ausführungsbestimmungen dazu. 
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§ 7 

Die Anerkennung einer Erzeugergemeinschaft 
kann widerrufen werden, wenn eine ihrer Voraus- 
setzungen nicht mehr erfüllt ist. 

§ 8 

(1) Anerkannte Erzeugergemeinschaften, die das 
gleiche landwirtschaftliche Erzeugnis oder die 
gleiche Gruppe verwandter Erzeugnisse erzeugen 
oder gewinnen, können sich zu regionalen und 
überregionalen Arbeitsgemeinschaften zusammen- 
schließen. 

(2) Die Arbeitsgemeinschaften hüben die Auf- 
gabe, durch Unterrichtung und Beratung bei den 
Erzeugergemeinschaften darauf hinzuwirken, daß 
die Erzeugung an die Erfordernisse des Marktes an- 
gepaßt wird. Sie haben insbesondere die Anwen- 
dung einheitlicher Erzeugungs- und Qualitätsregeln 
zu fördern. § 3 Abs. 2 findet entsprechende Anwen- 
dung. 

§ 9 

(1) Anerkannte Erzeugergemeinschaften und 
Erzeugerbetriebe, die Mitglieder von anerkannten 
Erzeugergemeinschaften sind, können aus öffent- 
lichen Mitteln des Bundes, insbesondere durch 

1. Beihilfen zu den für die Erreichung der 
gemeinschaftlichen Ziele notwendigen 
Erstinvestitionen, die der Herstellung ein- 
heitlicher Erzeugungsgrundlagen und Pro- 
duktionsgestaltung dienen, 

2. Beihilfen für die notwendige Beratung 
und wirksame Qualitätskontrollen 

gefördert werden. 

(2) Die Beihilfen können als verlorene Zuschüsse 
oder zinsverbilligte Darlehen gewährt werden. 
Beide Arten der Beihilfen können auch nebenein- 
ander gewährt werden. 

(3) Beim Widerruf der Anerkennung (§ 7) kann 
bestimmt werden, daß die Beihilfen ganz oder teil- 
weise, mit 2 vom Hundert über dem jeweiligen Dis- 
kontsatz der Deutschen Bundesbank verzinst, zu- 
rückzuzahlen sind. Der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten bestimmt durch 
Rechtsverordnung, unter welchen Voraussetzungen 
und inwieweit die Beihilfen zurückzuzahlen sind. 
Dabei sind die gesamten Verhältnisse und die Ent- 
wicklung der Erzeugergemeinschaft zu berücksich- 
tigen, insbesondere wie lange die Voraussetzungen 
für die Anerkennung erfüllt waren und in welchem 
Umfange durch die gewährten Beihilfen ein dem 
Zweck dieses Gesetzes entsprechender Erfolg erzielt 
wurde. 

§ 10 

(1) Für landwirtschaftliche Erzeugnisse, für die 
objektive Qualitätsmerkmale bestimmt werden kön- 
nen, kann an alle Unternehmen, deren Geschäftsbe- 
trieb auf den Bezug, den Absatz oder die Be- oder 
Verarbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse ge- 


richtet ist, aus öffentlichen Mitteln des Bundes eine 
Strukturverbesserungsprämie ausgezahlt werden, 
wenn 

1. in einem bestimmten Zeitraum eine Min- 
destmenge der betreffenden landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse oder Gruppen 
verwandter landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse von Mitgliedern einer oder mehre- 
rer anerkannter Erzeugergemeinschaften 
bezogen wird, deren Tätigkeit auf die 
Erzeugung dieser Produkte gerichtet ist, 

2. die Qualitätsanforderungen im Kaufver- 
trag den Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung einer Strukturverbesserungsprämie 
entsprechen, 

3. das abnehmende Unternehmen kontrol- 
liert, ob die Qualität der gelieferten Er- 
zeugnisse den vertraglich festgelegten 
Anforderungen entspricht. 

(2) Die Strukturverbesserungsprämie ist in vol- 
ler Höhe zusätzlich zum Kaufpreis an den liefernden 
Erzeugerbetrieb weiterzugeben. 

(3) Als abnehmendes Unternehmen im Sinne des 
Absatzes 1 gilt auch ein Zusammenschluß von Unter- 
nehmen zum Zwecke des gemeinsamen Einkaufs. 

§ 11 

(1) Die Gewährung einer Strukturverbesserungs- 
prämie kann unbeschadet der Vorschriften des § 10 
davon abhängig gemacht werden, daß Anbau- oder 
Lieferverträge mit einer bestimmten Mindestdauer 
abgeschlossen werden, welche Vereinbarungen ent- 
halten über 

1. die Dauer des Vertrages, 

2. die Kündigungsfristen, 

3. die Mindest- oder Festmengen der zu lie- 
fernden Erzeugnisse, 

4. die Qualität der zu liefernden Erzeugnisse, 

5. den Ort und den Zeitpunkt der Lieferun- 
gen, 

6. die Grundlagen der Preisberechnung für 
die einzelnen Lieferungen, 

7. eine gegenseitige Information bei größe- 
ren Änderungen des Betriebsprogramms, 

8. die Zahlung einer Vertragsstrafe bei 
schuldhafter Verletzung des Vertrages. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten kann nach Anhörung des Zen- 
tralausschusses der deutschen Landwirtschaft und 
der beteiligten Kreise des Handels und der be- und 
verarbeitenden Wirtschaft bei Vorliegen besonderer 
regionaler Strukturverhältnisse von dem Erforder- 
nis des Absatzes 1 Befreiung erteilen. 

§ 12 

(1) Dev Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bestimmt nach Anhörung des 
Zentralausschusses der deutschen Landwirtschaft 
und der beteiligten Kreise des Handels und der be- 
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und verarbeitenden Wirtschaft mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung, 

1. für welche landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse eine Strukturverbesserungsprämie 
gezahlt wird, 

2. welche Qualitätsanforderungen zur Erlan- 
gung der Strukturverbesserungsprämie 
gemäß § 10 erfüllt sein müssen, 

3. für welche landwirtschaftlichen Erzeug- 
nisse die Gewährung einer Strukturver- 
besserungsprämie vom Abschluß von An- 
bau- und Lieferverträgen abhängig ge- 
macht wird und gegebenenfalls, welche 
Mindestdauer, je nach Art des betreffen- 
den landwirtschaftlichen Erzeugnisses, die, 
abzuschließenden Lieferverträge haben 
müssen (§ 11 Abs. 1), 

4. welche Mindestmengen eines jeden land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisses oder jeder 
Gruppe verwandter landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse innerhalb eines bestimmten 
Zeitraumes zur Erlangung der Struktur- 
verbesserungsprämie abgenommen wer- 
den müssen; für Betriebe des Ernährungs- 
handwerks sind soweit möglich zur Ver- 
meidung von Härtetällen Sonderregelun- 
gen zu treffen, 

5. für jedes landwirtschaftliche Erzeugnis die 
Höhe der Prämie im Rahmen der hierfür 
verfügbaren Mittel isowie die für die An- 
spruchsberechtigung zu führenden Nach- 
weise. 

(2) Die Strukturverbesserungsprämie kann abge- 
stuft nach Qualität je Einheit der gelieferten Erzeug- 
nisse gewährt werden. Sie läuft spätestens am 
31. Dezember 1970 aus und ist bis dahin degrevssiv 
zu gestalten. Für bestimmte landwirtschaftliche 
Erzeugnisse oder Gruppen verwandter landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse kann der Bundesminister 


für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten nach 
Anhörung des Zentralausschusses der deutschen 
Landwirtschaft und der beteiligten Kreise des Han- 
dels und der be- und verarbeitenden Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung die Gewährung der Struk- 
turverbesserungsprämie über diesen Zeitpunkt hin- 
aus verlängern. 

§ 13 

(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten 
sinngemäß für Erzeugergemeinschaften von Betrie- 
ben der See- und Binnenfischerei sowie der Forst- 
wirtschaft und die in diesen Betrieben gewonnenen 
Erzeugnisse. 

(2) Erzeugergemeinschaften von Betrieben der 
Seefischerei (Große Hochseefischerei, Große 
Heringsfischerei, Kleine Hochsee- und Küsten- 
fischerei) werden abweichend von § 5 vom Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten im Einvernehmen mit den obersten Landesbe- 
hörden der Küstenländer anerkannt. Die räumliche 
Ausdehnung solcher Erzeugergemeinschaften kann 
sich auf den gesamten Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes erstrecken. Der Beirat gemäß § 6 ist beim 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten zu bilden. Die Mitglieder des Beirates wer- 
den entsprechend § 6 Abs. 3 benannt und vom 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten berufen. 

§ 14 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 15 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 18. März 1965 


Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 
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